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Liebe Ärztinnen! 
Liebe Ärzte!

Mit Einführung des E-Rezepts entfällt das 
Papierrezept als Nachweis für die steuerli-
che Geltendmachung der Kosten als außer-
gewöhnliche Belastung. Die Finanzverwal-
tung äußerte sich kürzlich in einer Verwal-
tungsanweisung zu alternativen Nachweis-
dokumenten. Lesen Sie dazu mehr umseitig. 
Außerdem informieren wir Sie über die mit 
dem Jahressteuergesetz 2024 eingeführte 
Befreiung von Bonusleistungen für gesund-
heitsbewusstes Verhalten. Unser Tipp auf 
Seite 3 setzt sich mit der Feststellung der 
richtigen Einkunftsart für im Angestelltenver-
hältnis erzielte Gutachterhonorare auseinan-
der. Auf Seite 4 informieren wir Sie schließlich 
über Neuerungen zur elektronischen Patien-
tenakte sowie zur elektronischen Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigung.

  Frühjahr 2025

info@heisterborg.de
Telefon: +49 (0) 25 63 / 922 0

HEISTERBORG UND PARTNER

Haben Sie Fragen zu den Beiträgen?  
Dann melden Sie sich gerne bei uns.
Ihr Carsten Kuglarz, 
Steuerberater bei Heisterborg

www.heisterborg.de



Steuernachweise beim E-Rezept 
Außergewöhnliche Belastung
Selbst gezahlte Aufwendungen für Arz-
neimittel können Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler bei der Einkommensteuer 
als außergewöhnliche Belastungen vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte abziehen, so- 
dass sich das zu versteuernde Einkom-
men entsprechend mindert. Vorausset-
zung ist, dass die Arzneimittelkosten die 
im Einzelfall zutreffende zumutbare Belas-
tung übersteigen und die Aufwendungen 
zwangsläufig entstanden sind. 

E-Rezept
Die Zwangsläufigkeit von Aufwendungen 
im Krankheitsfall für Arznei-, Heil- und 
Hilfsmittel ist mittels einer Verordnung ei-
nes Arztes oder Heilpraktikers zu erbrin-
gen (§ 64 Abs. 1 Nr. 1 Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung/EStDV). Das 
Bundesministerium der Finanzen/BMF 
hat mit Schreiben vom 26.11.2024 (Az. 
IV C 3 - S 2284/20/10002 :005 (DOK 

2024/1047022)) zum Nachweis der 
Zwangsläufigkeit bei Nutzung der neu-
en E-Rezepte Stellung genommen. Nach 
dem BMF-Schreiben kann der Nachweis 
im Falle eines eingelösten E-Rezepts 
durch den Kassenbeleg der Apotheke 
bzw. durch die Rechnung der Online-
Apotheke oder bei Versicherten mit einer 
privaten Krankenversicherung alternativ 
durch den Kostenbeleg der Apotheke er-
bracht werden.

Kassenbeleg
Gemäß BMF-Schreiben muss der Kas-
senbeleg oder die Rechnung der Online-
Apotheke dabei folgende Angaben ent-
halten: „Name der steuerpflichtigen Per-
son, die Art der Leistung (zum Beispiel 
Name des Arzneimittels), den Betrag bzw. 
Zuzahlungsbetrag, Art des Rezeptes“. Für 
den Veranlagungszeitraum 2024 ist der 
Name der steuerpflichtigen Person auf 
dem Kassenbeleg nicht erforderlich.

Beitrag Bonusleistungen 
Bonusleistungen
Die gesetzlichen Krankenkassen gewäh-
ren ihren Versicherten im gesetzlichen 
Rahmen (§ 65a Fünftes Sozialgesetzbuch) 
Bonusleistungen für gesundheitsbewuss-
tes Verhalten. Belohnt werden u. a. die 
Inanspruchnahme von Früherkennungs-
untersuchungen, Schutzimpfungen oder 
verhaltensbezogene Präventionsmaßnah-
men. 

Steuerpflicht
Im Grunde sind solche Bonusleistungen 
im Rahmen des Sonderausgabenabzugs 
für die Krankenkassenbeiträge als Bei-
tragserstattung einkommensteuerpflichtig. 

Wegen des hohen Verwaltungsaufwan-
des und der meist geringen Steueraus-
wirkungen hatte die Finanzverwaltung 
bislang Bonusleistungen bis zu € 150,00 
pro versicherte Person und Beitragsjahr 
als den Sonderausgabenabzug nicht 
mindernde Leistungen der Krankenkas-
sen – also steuerfrei – behandelt (vgl. 
dazu BMF-Schreiben vom 7.10.2022, V 
A 3 - S 0338/19/10006 :009 IV C 3 - S 
2221/21/10002 :011 BStBl 2022 I S. 
1437). Mit dem Jahressteuergesetz 2024 
(BGBl 2024 Nr. 387 vom 5.12.2024) wur-
de diese Verwaltungsregelung in das Ein-
kommensteuergesetz verankert (§ 10 Abs. 
2b Satz 2 und 3 EStG i.d.F. JStG 2024). 

Leistungen einer 
diplomierten 
Sozialarbeiterin
Gewerbesteuer
Einrichtungen zur ambulanten 
oder stationären Rehabilitation 
sind unter bestimmten Vorausset-
zungen von der Gewerbesteuer 
befreit (vgl. § 3 Nr. 20 Buchst. e 
Gewerbesteuergesetz/GewStG). 
Darüber hinaus haben Therapeu-
tinnen und Therapeuten als na-
türliche Personen einen Gewer-
besteuerfreibetrag in Höhe von 
€ 24.500,00. Das heißt, dass nur 
Erträge über dieser Höhe eine 
Gewerbesteuerpflicht auslösen, 
auch wenn sie gewerbesteuer-
pflichtige Erträge darstellen.

Suchtkrankenhelferin 
Das Finanzgericht/FG Köln hat 
entgegen der Auffassung der 
Finanzverwaltung im Urteil vom 
2.5.2024 (15 K 1653/22) Leis-
tungen einer diplomierten Sozi-
alarbeiterin, welche die Weiter-
bildung zur Suchtkrankenhel-
ferin absolviert hatte und Men-
schen mit einer psychischen 
Erkrankung, körperlichen und/
oder geistigen Behinderung 
oder chronischen Suchterkran-
kung betreute, von der Gewer-
besteuerpflicht ausgenommen. 
Die Klägerin erbrachte die Leis-
tungen gemäß einer Leistungs- 
und Prüfungsvereinbarung mit 
dem Landschaftsverband Rhein-
land/LVR als zuständigem Sozial-
hilfeträger. 

Entscheidungsgründe
Das FG führte u. a. an, dass die 
Sozialarbeiterin eine Einrichtung 
zur ambulanten Rehabilitation 
darstellt und Rehabilitationsleis-
tungen erbringt. Entgegen der 
Auffassung des Finanzamtes ist 
gewerbesteuerlich keine Ein-
grenzung der Rehabilitation auf 
eine „medizinische Rehabilitati-
on” geboten, deren Kosten die 
gesetzliche Krankenversicherung 
übernimmt.

Revision
Das FG-Urteil ist allerdings nicht 
rechtskräftig. Die Finanzverwal-
tung hat Revision eingelegt. Das 
Verfahren ist unter dem Az. X R 
15/24 anhängig.
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Ärztliche Gutachten 
Einkunftsart
Ärztinnen und Ärzte erzielen im Regelfall entweder Einkünfte 
aus nichtselbstständiger Arbeit nach § 19 Einkommensteu-
ergesetz/EStG, wenn sie in einem Angestelltenverhältnis ar-
beiten, oder Einkünfte aus selbstständiger Arbeit (§ 18 EStG), 
wenn sie eine eigene Praxis betreiben. Erstellt die Ärztin bzw. 
der Arzt ein Gutachten im Rahmen eines Angestelltenverhält-
nisses, helfen für eine richtige Einkünftezuordnung folgende 
Abgrenzungskriterien (vgl. u. a. FinMin Schleswig Holstein vom 
7.12.2012, VI 302 – S 2246 – 225):

Auftragserteilung
Erfolgt die Auftragserteilung für das Gutachten über die Klinik-
leitung an den Arzt und wird und wird auch die Abrechnung 
der gutachterlichen Tätigkeit unter Mitwirkung der Klinik er-
stellt, spricht dies für Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit.

Vergütung an das Krankenhaus
Für das Vorliegen von Einkünften aus selbstständiger Arbeit 
sprechen u. a. Umstände wie das Zahlen eines Entgelts für 
die Benutzung der zur Erstellung der Gutachten notwendigen 
Krankenhauseinrichtungen oder wenn der Arzt das Gutach-
ten im eigenen Namen und mit eigenem Briefkopf erstellt und 
unterschreibt.

Arbeitsvertrag
Für die richtige Einkünftequalifizierung ist auch ein Blick in den 
Arbeitsvertrag hilfreich. Tarifverträge oder auch Einzelarbeits-
verträge der Ärzte sehen oftmals eine Pflicht zur Erstellung von 
Gutachten vor. Eine derartige Verpflichtung spricht dafür, dass 
das Erstellen des Gutachtens im Rahmen des Dienstverhält-
nisses erfolgt und dass die Vergütung zum Arbeitslohn zählt.

Haarwurzeltransplantation umsatzsteuerfrei 
  Der Fall

Ein Facharzt für Chirurgie führte Haarwurzeltransplantationen 
durch und erklärte dabei 90 % aller Umsätze als umsatzsteu-
erfreie Heilbehandlungsleistungen nach § 4 Nr. 14 Umsatz-
steuergesetz/UStG. Die Finanzverwaltung korrigierte die Um-
satzsteuererklärungen des Chirurgen nach einer Außenprü-
fung dergestalt ab, dass sie nur Transplantationsleistungen bei  
Patientinnen und Patienten mit narbiger Alopezie steuerfrei 
stellte. Denn nur diese sei als Krankheit anerkannt nach § 27 
Satz 1 Nr. 1 des Fünften Sozialgesetzbuches (SGB V). Die üb-
rigen Umsätze behandelte das Finanzamt als steuerpflichtig. 
Der Arzt ging vor Gericht.

  BFH-Urteil 
Die Klage des Arztes hatte in letzter Instanz Erfolg. Denn der 
Bundesfinanzhof/BFH hob das erstinstanzliche Urteil auf und 
verwies den Fall zur anderweitigen Entscheidung zurück. Das 
erstinstanzliche Finanzgericht (FG-Düsseldorf vom 16.6.2021, 
5 K 2710/17U) entschied zu Unrecht, dass eine Haartrans-
plantation keinen therapeutischen Zweck hätte. Ein therapeu-
tischer Zweck im umsatzsteuerrechtlichen Sinne kann nach 
Auffassung des BFH auch dann vorliegen, „wenn eine Haar-
wurzeltransplantation nicht auf die Ursachen des Haaraus-
falls einwirkt, sondern lediglich ihre Folgen beseitigt“ (Leitsatz, 
BFH-Urteil vom 25.9.2024, XI R 17/21). Nach Ansicht des BFH 
würde bei hereditärer und vernarbender Alopezie eine tat-
sächliche Vermutung dafür bestehen, dass ein behandlungs-
bedürftiger Zustand vorliegt. 

Androgenetische Alopezie
Bei einer androgenetischen Alopezie würde nach Ansicht des 
BFH hingegen noch nicht die tatsächliche Vermutung eines 
behandlungsbedürftigen Zustands vorliegen. Zur Erlangung 
einer Steuerbefreiung für eine Haarwurzeltransplantation bei 
androgenetischer Alopezie ist nach dem BFH-Urteil eine qua-
lifizierte ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Weil eine sol-
che Art der Alopezie meist als Folge eine psychologische 

Erkrankung durch die entstellende Wirkung hat, sollte ein hier-
zu spezialisierter Facharzt das Attest erstellen. Eine pauscha-
le Erklärung des transplantierenden Arztes genügte dem BFH 
jedenfalls nicht. 
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Steuernachweise beim E-Rezept 
Außergewöhnliche Belastung
Selbst gezahlte Aufwendungen für Arz-
neimittel können Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler bei der Einkommensteuer 
als außergewöhnliche Belastungen vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte abziehen, so- 
dass sich das zu versteuernde Einkom-
men entsprechend mindert. Vorausset-
zung ist, dass die Arzneimittelkosten die 
im Einzelfall zutreffende zumutbare Belas-
tung übersteigen und die Aufwendungen 
zwangsläufig entstanden sind. 

E-Rezept
Die Zwangsläufigkeit von Aufwendungen 
im Krankheitsfall für Arznei-, Heil- und 
Hilfsmittel ist mittels einer Verordnung ei-
nes Arztes oder Heilpraktikers zu erbrin-
gen (§ 64 Abs. 1 Nr. 1 Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung/EStDV). Das 
Bundesministerium der Finanzen/BMF 
hat mit Schreiben vom 26.11.2024 (Az. 
IV C 3 - S 2284/20/10002 :005 (DOK 

2024/1047022)) zum Nachweis der 
Zwangsläufigkeit bei Nutzung der neu-
en E-Rezepte Stellung genommen. Nach 
dem BMF-Schreiben kann der Nachweis 
im Falle eines eingelösten E-Rezepts 
durch den Kassenbeleg der Apotheke 
bzw. durch die Rechnung der Online-
Apotheke oder bei Versicherten mit einer 
privaten Krankenversicherung alternativ 
durch den Kostenbeleg der Apotheke er-
bracht werden.

Kassenbeleg
Gemäß BMF-Schreiben muss der Kas-
senbeleg oder die Rechnung der Online-
Apotheke dabei folgende Angaben ent-
halten: „Name der steuerpflichtigen Per-
son, die Art der Leistung (zum Beispiel 
Name des Arzneimittels), den Betrag bzw. 
Zuzahlungsbetrag, Art des Rezeptes“. Für 
den Veranlagungszeitraum 2024 ist der 
Name der steuerpflichtigen Person auf 
dem Kassenbeleg nicht erforderlich.

Beitrag Bonusleistungen 
Bonusleistungen
Die gesetzlichen Krankenkassen gewäh-
ren ihren Versicherten im gesetzlichen 
Rahmen (§ 65a Fünftes Sozialgesetzbuch) 
Bonusleistungen für gesundheitsbewuss-
tes Verhalten. Belohnt werden u. a. die 
Inanspruchnahme von Früherkennungs-
untersuchungen, Schutzimpfungen oder 
verhaltensbezogene Präventionsmaßnah-
men. 

Steuerpflicht
Im Grunde sind solche Bonusleistungen 
im Rahmen des Sonderausgabenabzugs 
für die Krankenkassenbeiträge als Bei-
tragserstattung einkommensteuerpflichtig. 

Wegen des hohen Verwaltungsaufwan-
des und der meist geringen Steueraus-
wirkungen hatte die Finanzverwaltung 
bislang Bonusleistungen bis zu € 150,00 
pro versicherte Person und Beitragsjahr 
als den Sonderausgabenabzug nicht 
mindernde Leistungen der Krankenkas-
sen – also steuerfrei – behandelt (vgl. 
dazu BMF-Schreiben vom 7.10.2022, V 
A 3 - S 0338/19/10006 :009 IV C 3 - S 
2221/21/10002 :011 BStBl 2022 I S. 
1437). Mit dem Jahressteuergesetz 2024 
(BGBl 2024 Nr. 387 vom 5.12.2024) wur-
de diese Verwaltungsregelung in das Ein-
kommensteuergesetz verankert (§ 10 Abs. 
2b Satz 2 und 3 EStG i.d.F. JStG 2024). 

Leistungen einer 
diplomierten 
Sozialarbeiterin
Gewerbesteuer
Einrichtungen zur ambulanten 
oder stationären Rehabilitation 
sind unter bestimmten Vorausset-
zungen von der Gewerbesteuer 
befreit (vgl. § 3 Nr. 20 Buchst. e 
Gewerbesteuergesetz/GewStG). 
Darüber hinaus haben Therapeu-
tinnen und Therapeuten als na-
türliche Personen einen Gewer-
besteuerfreibetrag in Höhe von 
€ 24.500,00. Das heißt, dass nur 
Erträge über dieser Höhe eine 
Gewerbesteuerpflicht auslösen, 
auch wenn sie gewerbesteuer-
pflichtige Erträge darstellen.

Suchtkrankenhelferin 
Das Finanzgericht/FG Köln hat 
entgegen der Auffassung der 
Finanzverwaltung im Urteil vom 
2.5.2024 (15 K 1653/22) Leis-
tungen einer diplomierten Sozi-
alarbeiterin, welche die Weiter-
bildung zur Suchtkrankenhel-
ferin absolviert hatte und Men-
schen mit einer psychischen 
Erkrankung, körperlichen und/
oder geistigen Behinderung 
oder chronischen Suchterkran-
kung betreute, von der Gewer-
besteuerpflicht ausgenommen. 
Die Klägerin erbrachte die Leis-
tungen gemäß einer Leistungs- 
und Prüfungsvereinbarung mit 
dem Landschaftsverband Rhein-
land/LVR als zuständigem Sozial-
hilfeträger. 

Entscheidungsgründe
Das FG führte u. a. an, dass die 
Sozialarbeiterin eine Einrichtung 
zur ambulanten Rehabilitation 
darstellt und Rehabilitationsleis-
tungen erbringt. Entgegen der 
Auffassung des Finanzamtes ist 
gewerbesteuerlich keine Ein-
grenzung der Rehabilitation auf 
eine „medizinische Rehabilitati-
on” geboten, deren Kosten die 
gesetzliche Krankenversicherung 
übernimmt.

Revision
Das FG-Urteil ist allerdings nicht 
rechtskräftig. Die Finanzverwal-
tung hat Revision eingelegt. Das 
Verfahren ist unter dem Az. X R 
15/24 anhängig.
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Ärztliche Gutachten 
Einkunftsart
Ärztinnen und Ärzte erzielen im Regelfall entweder Einkünfte 
aus nichtselbstständiger Arbeit nach § 19 Einkommensteu-
ergesetz/EStG, wenn sie in einem Angestelltenverhältnis ar-
beiten, oder Einkünfte aus selbstständiger Arbeit (§ 18 EStG), 
wenn sie eine eigene Praxis betreiben. Erstellt die Ärztin bzw. 
der Arzt ein Gutachten im Rahmen eines Angestelltenverhält-
nisses, helfen für eine richtige Einkünftezuordnung folgende 
Abgrenzungskriterien (vgl. u. a. FinMin Schleswig Holstein vom 
7.12.2012, VI 302 – S 2246 – 225):

Auftragserteilung
Erfolgt die Auftragserteilung für das Gutachten über die Klinik-
leitung an den Arzt und wird und wird auch die Abrechnung 
der gutachterlichen Tätigkeit unter Mitwirkung der Klinik er-
stellt, spricht dies für Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit.

Vergütung an das Krankenhaus
Für das Vorliegen von Einkünften aus selbstständiger Arbeit 
sprechen u. a. Umstände wie das Zahlen eines Entgelts für 
die Benutzung der zur Erstellung der Gutachten notwendigen 
Krankenhauseinrichtungen oder wenn der Arzt das Gutach-
ten im eigenen Namen und mit eigenem Briefkopf erstellt und 
unterschreibt.

Arbeitsvertrag
Für die richtige Einkünftequalifizierung ist auch ein Blick in den 
Arbeitsvertrag hilfreich. Tarifverträge oder auch Einzelarbeits-
verträge der Ärzte sehen oftmals eine Pflicht zur Erstellung von 
Gutachten vor. Eine derartige Verpflichtung spricht dafür, dass 
das Erstellen des Gutachtens im Rahmen des Dienstverhält-
nisses erfolgt und dass die Vergütung zum Arbeitslohn zählt.

Haarwurzeltransplantation umsatzsteuerfrei 
  Der Fall

Ein Facharzt für Chirurgie führte Haarwurzeltransplantationen 
durch und erklärte dabei 90 % aller Umsätze als umsatzsteu-
erfreie Heilbehandlungsleistungen nach § 4 Nr. 14 Umsatz-
steuergesetz/UStG. Die Finanzverwaltung korrigierte die Um-
satzsteuererklärungen des Chirurgen nach einer Außenprü-
fung dergestalt ab, dass sie nur Transplantationsleistungen bei  
Patientinnen und Patienten mit narbiger Alopezie steuerfrei 
stellte. Denn nur diese sei als Krankheit anerkannt nach § 27 
Satz 1 Nr. 1 des Fünften Sozialgesetzbuches (SGB V). Die üb-
rigen Umsätze behandelte das Finanzamt als steuerpflichtig. 
Der Arzt ging vor Gericht.

  BFH-Urteil 
Die Klage des Arztes hatte in letzter Instanz Erfolg. Denn der 
Bundesfinanzhof/BFH hob das erstinstanzliche Urteil auf und 
verwies den Fall zur anderweitigen Entscheidung zurück. Das 
erstinstanzliche Finanzgericht (FG-Düsseldorf vom 16.6.2021, 
5 K 2710/17U) entschied zu Unrecht, dass eine Haartrans-
plantation keinen therapeutischen Zweck hätte. Ein therapeu-
tischer Zweck im umsatzsteuerrechtlichen Sinne kann nach 
Auffassung des BFH auch dann vorliegen, „wenn eine Haar-
wurzeltransplantation nicht auf die Ursachen des Haaraus-
falls einwirkt, sondern lediglich ihre Folgen beseitigt“ (Leitsatz, 
BFH-Urteil vom 25.9.2024, XI R 17/21). Nach Ansicht des BFH 
würde bei hereditärer und vernarbender Alopezie eine tat-
sächliche Vermutung dafür bestehen, dass ein behandlungs-
bedürftiger Zustand vorliegt. 

Androgenetische Alopezie
Bei einer androgenetischen Alopezie würde nach Ansicht des 
BFH hingegen noch nicht die tatsächliche Vermutung eines 
behandlungsbedürftigen Zustands vorliegen. Zur Erlangung 
einer Steuerbefreiung für eine Haarwurzeltransplantation bei 
androgenetischer Alopezie ist nach dem BFH-Urteil eine qua-
lifizierte ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Weil eine sol-
che Art der Alopezie meist als Folge eine psychologische 

Erkrankung durch die entstellende Wirkung hat, sollte ein hier-
zu spezialisierter Facharzt das Attest erstellen. Eine pauscha-
le Erklärung des transplantierenden Arztes genügte dem BFH 
jedenfalls nicht. 
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Zahlungstermine

April 2025

10. Umsatzsteuer mtl. für März bzw. Fe-
bruar mit Dauerfristverlängerung bei 
Sondervorauszahlung 1/11 Abschlag 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag sowie 
Kirchenlohnsteuer für März

14. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag. Dies gilt nicht bei 
Barzahlung und Zahlung per Scheck.

24. Sozialversicherungsbeiträge April 
(Abgabe der Beitragsnachweise)

25. Zusammenfassende Meldung  
(Umsatzsteuer)

28. Sozialversicherungsbeiträge April  
(Fälligkeit der Beiträge)

Mai 2025

*12. Umsatzsteuer mtl. für April bzw. März 
mit Dauerfristverlängerung bei Son-
dervorauszahlung 1/11 Abschlag 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag sowie 
Kirchenlohnsteuer für April

13. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchenlohn-
steuer, Solidaritätszuschlag. Dies gilt 
nicht bei Barzahlung und Zahlung per 
Scheck.

15. Gewerbesteuer-Vorauszahlung, 
Grundsteuer  

*19. Ablauf der Zahlungsschonfrist für  
Gewerbesteuer, Grundsteuer

23. Sozialversicherungsbeiträge Mai 
(Abgabe der Beitragsnachweise)

*26. Zusammenfassende Meldung  
(Umsatzsteuer)

27. Sozialversicherungsbeiträge Mai  
(Fälligkeit der Beiträge)

Juni 2025

10. Umsatzsteuer mtl. für Mai bzw. April 
mit Dauerfristverlängerung bei Sonder-
vorauszahlung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag sowie 
Kirchenlohnsteuer für Mai
Einkommensteuer, Kirchensteuer, So-
lidaritätszuschlag, Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

13. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchenlohnsteu-
er, Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer, Solidaritätszuschlag. Dies gilt 
nicht bei Barzahlung und Zahlung per 
Scheck.

24. Sozialversicherungsbeiträge Juni 
(Abgabe der Beitragsnachweise)

25. Zusammenfassende Meldung  
(Umsatzsteuer)

26. Sozialversicherungsbeiträge Juni  
(Fälligkeit der Beiträge)

*  Feiertagsbedingte Verschiebung des Termins auf 
diesen Tag (§ 108 Abs 3 AO)

Elektronische AU-Bescheinigung 
Elektronische AU-Bescheinigung
Seit 2023 können Ärztinnen und Ärzte von der elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung/eAU Gebrauch machen. Zum 1.1.2025 wurde das Verfahren verbessert 
und erweitert. Wie bisher meldet die Ärztin bzw. der Arzt die Krankendaten elektro-
nisch an die zuständige Krankenkasse der Patientin bzw. des Patienten. Die Arbeitge-
berin bzw. der Arbeitgeber kann die Daten dann abrufen.

Erweiterungen zu Jahresbeginn
Seit Januar 2025 werden an die Arbeitgeber auch Zeiten der Krankenhausbehand-
lung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oder Aufenthalte in einer Vorsorge- oder 
Rehabilitationseinrichtung übermittelt bzw. sind vom Arbeitgeber abrufbar. Weil bei-
spielsweise bei Rehabilitationsaufenthalten nicht zwingend eine Arbeitsunfähigkeit 
vorliegen muss, ändert sich der Sprachgebrauch von „Arbeitsunfähigkeit“ in „Abwe-
senheit“. 

Mitteilungspflichten
Unverändert muss der Arbeitnehmer seinen Arbeitgeber über die festgestellte Ar-
beitsunfähigkeit informieren. Denn die Mitteilung durch den Arbeitnehmer ist Voraus-
setzung für den Abruf der Arbeitsunfähigkeitszeiten. 

Elektronische Patientenakte 
Elektronische Patientenakte
Mit Einführung der elektronischen Patientenakte/ePA erfolgt ein weiterer Schritt in 
Richtung Digitalisierung des Gesundheitswesens. Seit Jahresbeginn kann jede ge-
setzlich versicherte Person ihre medizinischen Daten zentral und digital verwalten 
lassen. Gespeichert werden können u. a. Röntgenbilder, Arztbriefe oder Befundbe-
richte. Die ePA verspricht außerdem eine digitale Medikationsübersicht. Zusammen 
mit dem E-Rezept sollen hier Wechselwirkungen von Arzneimitteln besser erkannt 
und vermieden werden. 

Widerspruch, weitere Informationen
Patientinnen und Patienten, die die ePA nicht nutzen möchten, können mit dem „Opt-
Out“ widersprechen. Für weitere Fragen und Antworten hat die Bundesregierung  
einen FAQ-Katalog veröffentlicht, der unter dem Link: https://www.bundesregierung.
de/breg-de/aktuelles/faqs-zur-epa-fuer-alle-2315618 abgerufen werden kann. 
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